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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 56 Ausgegeben Danzig, den 11. Juni 1935 
Tag j Inhalt: Seite 
5. 6. 1935 Zweite Verordnung zur Aenderung des 181 180) über die privaten Verſicherungsunter nehmungen 
om 1, Ma erer ee ee 701 
142 Zweite Verordnung) 


zur Anderung des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 
(Reichsgeſetzbl. S. 139). 
Vom 5. Juni 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 67 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 

Das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmen vom 12. Mai 1901 in der Faſſung der 
Geſetze vom 20. Dezember 1911 und vom 24. Oktober 1917 (Reichsgeſetzbl. 1901 S. 139; 1911 
S. 985; 1917 S. 973) und der Verordnung über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen und Bauſparkaſſen vom 8. Dezember 1931 (G. Bl. S. 911) wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
1. Im $ 1 werden Abſ. 2 und Abſ. 3 aufgehoben. 
2. Der $ 3 wird durch folgende Faſſung erſetzt: 

Die Aufſichtsbehörde kann die Beaufſichtigung von Verſicherungsunternehmungen, deren 
Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet eines Kreiſes oder einer kreisfreien Stadt beſchränkt iſt, den 
Landräten bezw. den Magiſtraten übertragen. 

3. Der $ 5 wird durch folgende Faſſung erſetzt: 

Die Erteilung der Erlaubnis erfolgt, ſofern nicht der Wirkungskreis des Unternehmens 
nach dem Geſchäftsplan auf eine beſtimmte Zeit oder auf ein kleineres Gebiet beſchränkt iſt, 
ohne Zeitbeſchränkung beziehungsweiſe für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

4. Der $ 7 wird durch folgende Faſſung erſetzt: 

Die Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe iſt zu verſagen, wenn 

1. der Geſchäftsplan geſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft; 

2. nach dem Geſchäftsplan die Intereſſen der Verſicherten nicht hinreichend gewahrt ſind 
oder die dauernde Erfüllbarkeit der aus den Verſicherungen ſich ergebenden Verpflichtungen 
nicht genügend dargetan iſt; 

3. Die Leitung des Unternehmens mit unzureichender Sachkenntnis erfolgt; 

4. Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß ein den Geſetzen oder den 
guten Sitten entſprechender Geſchäftsbetrieb nicht ſtattfinden wird; 

5. das Vorliegen eines Bedürfniſſes verneint wird. 

Die Erlaubnis kann von der Stellung einer angemeſſenen Sicherheit abhängig gemacht werden, 
wobei deren Zweck und die Bedingungen für die Rückgabe feſtzuſtellen ſind. 
5. Vor $ 85 wird folgender § 84a eingefügt: 


§ 84a 
Verſicherungen von Perſonen, die ihren Wohnſitz im Inlande haben, oder von Sach⸗ 
werten, die im Inlande belegen ſind oder zu einem inländiſchen Geſchäftsbetrieb gehören, 
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dürfen bei ausländiſchen Unternehmungen nur abgeſchloſſen werden, wenn dieſe zum Geſchäfts⸗ 
betrieb im Inlande befugt ſind, oder falls der Senat den Abſchluß auf beſonderen Antrag 
im Einzelfalle ausnahmsweiſe genehmigt. 


6. Im $ 108 Abf. 2 iſt der Punkt zu ſtreichen und folgender Zuſatz zu machen: 
oder wer den Vorſchriften des $ 84 a zuwiderhandelt. 


Artikel II 
Die vorliegende Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Juni 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski-Keiſer 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsameigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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